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Nordhausen, 21. November 2023  
 

 
Antrag der AfD-Fraktion im Kreistag Nordhausen 

-Aufnahmekapazitäten von Migranten im LK Nordhausen erschöpft- 
 
Sehr geehrter Herr Landrat, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 

Der Kreistag möge beschließen:  

    
1. Der Landrat macht der Thüringer Landesregierung unmissverständlich klar, dass die finanziellen, die 

räumlichen, personellen und logistischen Kapazitäten des Landkreises Nordhausen zur weiteren Auf-

nahme von Flüchtlingen erschöpft sind. Es besteht in der Bevölkerung zudem ein massives Akzep-

tanzproblem, das in der Folge erhebliche soziale Spannungen anzuhäufen droht. 

2. Der Kreistag Nordhausen appelliert an die Bundesregierung, namentlich an Herrn Bundeskanzler Olaf 

Scholz und Frau Innenministerin Nancy Faeser: Begrenzen Sie sofort und dauerhaft den weiteren Zu-

zug von Asylbewerbern und Flüchtlingen nach Deutschland. Entscheidend ist, dass die Bundesregie-

rung unverzüglich umsteuert und ihre Asylpolitik an den gegebenen Realitäten der Kommunen aus-

richtet. Eine Fortführung der bisherigen Politik bedeutet Ignoranz gegenüber den konkreten Proble-

men und Nöten vor Ort und gefährdet die Akzeptanz unseres demokratischen Systems. 

              

Begründung: 
 

Die unkontrollierte Massenmigration bringt die Kommunen an den Rand des Kollapses, sie zerstört den ge-

sellschaftlichen Frieden, unterminiert die innere Sicherheit und ist zudem unbezahlbar.  

Es ist nicht mehr hinnehmbar, dass die Einwohner des Landkreises dieser völlig aus dem Ruder gelaufenen 

Einwanderungspolitik schutzlos ausgeliefert sind. Spürbar machen sich bei den Menschen immer mehr Ver-

zweiflung und Wut breit.  
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Fast wöchentlich werden die Bürger des Landkreises mit der Tatsache konfrontiert, dass in ihrer Nachbar-

schaft eine neue Flüchtlingsunterkunft - quasi über Nacht - aus dem Boden gestampft wird. Die politisch Ver-

antwortlichen weisen gebetsmühlenartig jegliche Verantwortung von sich, berufen sich auf die Politik von 

Land und Bund und ihre Pflicht, deren Anweisungen befolgen zu müssen. Seit 2015 regt sich keinerlei Wider-

stand in den gewählten Gremien. Das muss jetzt ein Ende haben!  

Der Landrat, die (Ober)Bürgermeister und die gewählten Gremien sind in erster Linie der Bevölkerung ver-

pflichtet, die sie gewählt haben und durch dessen Steuergelder sie finanziert werden.  

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 

 
Andreas Leupold, stellv. Fraktionsvorsitzender 


